
Gegen Widerstand aus NRW:
Schwarz-Gelb für Fracking
umstrittene Gasförderung soll nun doch erlaubt werden

Von D sniel Itreuderireich
undTobiqs Blasius

Berlin/Düsseldorf. Gegen den hefti-
i gen Widerstand der CDU aus Nord-
rhein-Westfalen hat sich die Koali-
tion nun doch auf das umstrittene
Gesetz zur Gasfcirderung durch Fra-
cking geeinigt. Geht es nach den plä-
nen von Schwarz-Gelb in Berlin,
dann könnte es noch vor der Bun-
destagswahl verabschiedet werden.

Auch im überarbeiteten Entwurf
bleibt Fracking in allen Wasser-
schutzgebieten verboten. Nach der
Ituitik der CDU in Baden-Württem-
berg hat die Koalition aber in einem
Punkt nachgebessert: Sie schützt
nun auch ftinkwasserseen vor der
Gasfördermethode, die bislang noch
nicht als Wasserschutzgebiet dekla-
riert sind. Faktisch treffe dies nur auf
den Bodensee zu, sagte der umwelt-
politische Sprecher der FDp-Bun-

destagsfraktion, Michael Kauch, der
WM. Das größte deutsche Binnen-
gewässer liefert fünkwasser für fünf
Millionen Menschen. Für Talsper-
ren - etwa im Sauerland - gilt dieser
Schutz dagegen offenbar nicht.

Beim Fracking wird mit einem
Gemisch aus W'asser und Chemika-
lien unter hohem Druck Gas aus
dem Boden gepresst.

Die NRW-Landtags-CDU lehnt
auch den neuen Fracking-Entwurf
ab: ,,Die Hinzufligung einer Lex Bo-
densee löst das Problem nicht. Es
bleibt dabei: Bohrungen mit chemi-
schen Substanzen sind fiir uns nicht
zustimmungsfähig", so Fraktionsvi-
ze fosef Hovenjürgen. CDU-Frak-
tionschef lfurl-Josef Laumann hatte
in der vergangenen Woche in einem
Brief an Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) gefordert, dass Fra-
cking ,,nach dem jetzigen Stand der
Technik nirgendwo möglich wird,,.

NRW-Umweltminister fohannes
Remmel (Grüne) bezeichnete die
Begründung für die ,,Lex Bodensee,,
als ,,Irrsinn". ,pir sind das Bundes-
land, das den größten Anteil seines
Trinkwassers aus dem Oberflächen-
gewässer gewinnt, etwa an der
Ruhr." Er forderte die NRW-Abge-
ordnetenvon CDUund FDpauf, das
Gesetz im Bundestag äbzulehnen.
Stimmten sie zu, hätten die NRW-
CDU und Fraktionschef Laumann
,,ihre Glaubwürdigkeit verspielt,,.

Wenn alles reibungslos läuft,
könnte das Kabinett das Gesetz bis
zum 29. Mai beschließen und der
Bundestag bis zum 28. funi grünes
Licht geben. Zwei Tage vor der Bun-
destagswahl würde die Länderkam-
mer am 20. September darüber ent-
scheiden. Remmel ktindigte Mder-
stand an: ,,Eine Zustimmung wird es
natürlich von NRW im Bundesrat
nicht geben." Kommefiar Seite2
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